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Betrifft: Stellungnahme zu dem Zwischenbericht über den Vorschlag für eine Verordnung 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 zur 
Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2021 bis 2027 
(COM(2023)0337 – 2023/0201(APP))

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Rahmen des genannten Verfahrens wurde der Ausschuss für regionale Entwicklung 
beauftragt, Ihrem Ausschuss eine Stellungnahme vorzulegen. Der Ausschuss beschloss in 
seiner Sitzung vom 27. Juni 2023, diese Stellungnahme in Form eines Schreibens zu 
übermitteln.

Der Ausschuss für regionale Entwicklung hat den Gegenstand in seiner Sitzung vom 19. Juli 
2023 geprüft. In dieser Sitzung1 hat er beschlossen, den Haushaltsausschuss als 
federführenden Ausschuss zu ersuchen, die nachstehend aufgeführten Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen.

Mit freundlichen Grüßen

1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Younous Omarjee (Vorsitzender und Verfasser der 
Stellungnahme), Isabel Benjumea Benjumea (stellvertretende Vorsitzende), Krzysztof Hetman (stellvertretender 
Vorsitzender), Nora Mebarek (stellvertretende Vorsitzende), François Alfonsi, Adrian-Dragoş Benea, Franc 
Bogovič, Vlad-Marius Botoş, Karolin Braunsberger-Reinhold, Carlos Coelho, Rosanna Conte, Corina Crețu, 
Rosa D'Amato, Christian Doleschal, Herbert Dorfmann, Matthias Ecke, Carlo Fidanza, Sandro Gozi, 
Mircea-Gheorghe Hava, Peter Jahr, Cristina Maestre Martín De Almagro, Martina Michels, Ana Miranda, Alin 
Mituța, Dan-Ştefan Motreanu, Denis Nesci, Niklas Nienass, Andrey Novakov, Alessandro Panza, Caroline 
Roose, Marcos Ros Sempere, André Rougé, Susana Solís Pérez, Irène Tolleret, Yana Toom, Stefania Zambelli, 
Carlo Fidanza (für die ECR-Fraktion gemäß Artikel 209 Absatz 7).
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VORSCHLÄGE

Der REGI-Ausschuss

1. weist erneut darauf hin, dass die Kohäsionspolitik und ihre Finanzinstrumente bei der 
Reaktion der EU auf die meisten unerwarteten Herausforderungen, mit denen sie in den 
letzten Jahren konfrontiert war, – wie die COVID-19-Krise und die Herausforderungen 
im Zusammenhang mit dem Zustrom von Flüchtlingen nach der Aggression Russlands 
gegen die Ukraine – eine zentrale Rolle gespielt haben, was zeigt, dass die Politik 
anpassungsfähig ist und ihre Instrumente zweckdienlich sind, um rechtzeitig geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen; 

2. bringt in diesem Zusammenhang seinen entschiedenen Standpunkt zum Ausdruck, dass 
sich die Mobilisierung der Mittel der Kohäsionspolitik für dringende Erfordernisse nicht 
negativ auf die geplanten langfristigen Investitionen auswirken sollte und dass alle 
Fonds auf der Grundlage von Artikel 175 AEUV den in den Verträgen festgelegten 
Grundsätzen und Zielen entsprechen müssen; ist der Ansicht, dass keine Mittel der 
Kohäsionspolitik auf andere Fonds übertragen werden sollten, da dies die Fähigkeit der 
Kohäsionsfonds beeinträchtigen könnte, die damit verfolgten Ziele zu verwirklichen; ist 
ferner der Ansicht, dass, wie auch im achten Kohäsionsbericht der Kommission 
hervorgehoben wurde, die Maßnahmen und Fonds der EU die Kohäsionsziele nicht 
beeinträchtigen, sondern vielmehr verstärken sollten; ist der Ansicht, dass alle 
zusätzlichen Ziele oder Dringlichkeiten mit zusätzlichen finanziellen Mitteln 
angegangen werden sollten;

3. weist darauf hin, dass Investitionen im Rahmen der Kohäsionsfonds von entscheidender 
Bedeutung sind, wenn es darum geht, territoriale Ungleichheiten abzubauen und 
Fortschritte hin zu einem stärkeren territorialen Zusammenhalt in der EU zu erzielen, 
insbesondere angesichts der derzeitigen instabilen wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Lage; weist erneut darauf hin, dass die Union nach Artikel 174 AEUV das 
Ziel verfolgt, die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen zu 
verringern, und dass besondere Aufmerksamkeit den ländlichen Gebieten, den vom 
industriellen Wandel betroffenen Gebieten und den Gebieten mit schweren und 
dauerhaften natürlichen oder demografischen Nachteilen, wie Gebieten in äußerster 
Randlage und Insel-, Grenz- und Bergregionen, gilt;

4. begrüßt den im Rahmen der Überarbeitung des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 
vorgelegten Vorschlag, die Haushaltsobergrenzen für Zahlungen für die verbleibenden 
Jahre des MFR 2021-2027 zu erhöhen und auf diese Weise haushaltspolitischen 
Spielraum für etwaige unerwartete Erfordernisse zu schaffen; hebt jedoch die 
Bedeutung einer raschen und effizienten Umsetzung der Kohäsionspolitik für den 
Zeitraum 2021-2027 hervor und betont, dass dieser Prozess zwecks Vermeidung 
weiterer Verzögerungen beschleunigt werden muss; 

5. betont, dass die Mittelzuweisungen im Rahmen des Solidaritätsfonds der Europäischen 
Union angesichts der Anzahl und Intensität von Naturkatastrophen eindeutig 
unzureichend waren; bekräftigt, dass die EU ihre Solidarität mit den betroffenen 
Gebieten unter Beweis stellen muss und diesen Gebieten konkrete finanzielle 
Unterstützung gewährt werden muss; begrüßt die vorgeschlagene Aufstockung der 
Solidaritäts- und Soforthilfereserve um 2,5 Mrd. EUR, ist jedoch der Ansicht, dass der 
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veranschlagte Betrag nicht ausreicht; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang 
auf, den diesbezüglichen Bedarf genau zu überwachen, um eine angemessene Reaktion 
der EU sicherzustellen; 

6. weist erneut auf die Forderung des Europäischen Parlaments1 hin, den Solidaritätsfonds 
der Europäischen Union (EUSF) umfassend zu überarbeiten, wobei unter anderem der 
Grundsatz eines besseren Wiederaufbaus („Build Back Better“) vollumfänglich in 
Artikel 3 der EUSF-Verordnung aufgenommen werden sollte, um dazu beizutragen, 
dass die Qualität der Infrastruktur in betreffenden Gebieten im Zuge des Wiederaufbaus 
verbessert wird, und diese Gebiete im Hinblick auf die Vermeidung künftiger 
Katastrophen durch den Aufbau einer präventiven Infrastruktur besser vorzubereiten; 
weist erneut darauf hin, dass die politische Strategie der EU im Bereich der Anpassung 
an den Klimawandel dringend gestärkt werden muss;

7. bekräftigt, dass das Europäische Parlament eine effiziente Ausführung des 
Haushaltsplans der Union unterstützt, die im Einklang mit den in der Haushaltsordnung 
festgelegten Grundsätzen steht, einschließlich der Achtung der Rechtsstaatlichkeit und 
der Grundrechte;

8. begrüßt, dass die Kommission im MFR 2021-2027 eine Methode2 zur Verfolgung von 
Ausgaben im Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter weiterentwickelt 
hat, wobei sich diese Methode mit der Politikgestaltung und der Mittelzuweisung 
befasst und insbesondere die Vorlage einer detaillierteren Ex-post-Bewertung der 
geschlechtsspezifischen Auswirkungen und Berichterstattung über das Volumen 
umfasst; fordert die Kommission auf, die geschlechtsspezifischen Auswirkungen 
ganzheitlich zu bewerten und darauf hinzuarbeiten, dass alle relevanten Daten für die 
Nachverfolgung zur Verfügung stehen.

1 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 18. Mai 2021 zu der Überprüfung des Solidaritätsfonds der 
Europäischen Union (bei der der Vorsitzende als Berichterstatter agierte).
2 https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/eu-budget/performance-and-reporting/horizontal-
priorities/gender-equality-mainstreaming_en


